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Gesetz 

zur Umsetzung der projektbezogenen Mechanismen des Protokolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen vom 11. Dezember 1997 und zur Umsetzung der Richtlinie 2004/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft im Sinne der projektbezogenen Mechanismen des Kyoto-Protokolls

(Gesetz zur Einführung Projektbezogener Mechanismen)

Gesetz zur Umsetzung der projektbezogenen Mechanismen des Protokolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen vom 11. Dezember 1997 und zur Umsetzung der Richtlinie 2004/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft im Sinne der projektbezogenen Mechanismen des Kyoto-Protokolls

(Gesetz zur Einführung Projektbezogener Mechanismen)

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zur Umsetzung der projektbezogenen Mechanismen des Protokolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen vom 11. Dezember 1997

(Projektbezogene Mechanismen-Gesetz – ProMeG)

Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1
Zweck des Gesetzes

(1) Dieses Gesetz dient der Emissionsminderung durch Projekttätigkeiten gemäß Artikel 6 und 12 des Kyoto-Protokolls zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen vom 11. Dezember 1997 (BGBl. 2002 II S. 966) und damit zugleich dem weltweiten Klimaschutz
. Dieses Gesetz schafft die Grundlagen für die Erzeugung von Emissionsgutschriften aus Projekttätigkeiten. Diese Emissionsgutschriften ermöglichen es den Anlage I-Vertragsstaaten des Kyoto-Protokolls, die Erfüllung eines Teils ihrer quantifizierten Emissionsbegrenzungs- und -reduktionsverpflichtungen aus Artikel 3 des Kyoto-Protokolls in kosteneffizienter Weise zu erreichen.

(2) Soweit es sich um Projekttätigkeiten nach Artikel 12 des Kyoto-Protokolls handelt, dient dieses Gesetz auch dazu, die nicht in Anlage I des Kyoto-Protokolls aufgeführten Vertragsstaaten dabei zu unterstützen, eine nachhaltige Entwicklung zu erreichen.

§ 2
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz gilt für die Erzeugung von Emissionsreduktionseinheiten und zertifizierten Emissionsreduktionen auf Grundlage von Projekttätigkeiten im Sinne der Artikel 6 und 12 des Kyoto-Protokolls.
§ 3
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes sind

1. Übereinkommen: Das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen vom 9. Mai 1992, umgesetzt durch Gesetz zu dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen vom 9. Mai 1992 über Klimaänderungen (BGBl. 1993 II S. 1784),

2. Kyoto-Protokoll: Protokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen vom 11. Dezember 1997, umgesetzt durch Gesetz zu dem Protokoll von Kyoto vom 11. Dezember 1997 zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (BGBl. 2002 II S. 966),

3. Richtlinie 2003/87/EG: Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates, geändert durch Richtlinie 2004/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 (ABl. EU Nr. L 338 S. 18),

4. Emission: Freisetzung von Treibhausgasen im Sinne des § 3 Abs. 2 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes vom 8. Juli 2004 (BGBl. I S. 1578), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Futtermittelgesetzes und des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1756),

5. Gemeinsame Projektumsetzung: Projektbezogener Mechanismus gemäß Artikel 6 des Kyoto-Protokolls,

6. Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung: Projektbezogener Mechanismus gemäß Artikel 12 des Kyoto-Protokolls,

7. Anlage I-Vertragsstaat: Ein gemäß Artikel 1 Nr. 7 des Kyoto-Protokolls in der Anlage I des Übereinkommens aufgeführter Vertragsstaat, der das Kyoto-Protokoll ratifiziert hat,

8. Investorstaat: Der Staat, dessen Staatsangehöriger der Projektträger ist, oder der Staat, in dem der Projektträger seinen Hauptverwaltungssitz hat, 

9. Gastgeberstaat: Der Staat, auf dessen Staatsgebiet
 die Projekttätigkeit durchgeführt werden soll,

10. Projekttätigkeit: Die Entwicklung und Durchführung eines Projektes entsprechend den Voraussetzungen von Artikel 6 bzw. Artikel 12 des Kyoto-Protokolls und den Beschlüssen 16/CP.7 bzw. 17/CP.7 der Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkommens,
 

11. Kleinprojekt: Ein Kleinprojekt im Sinne der Anlage 2 des Berichts FCCC/CP/2002/3 des Verwaltungsrates,

12. Projektdokumentation: Abschließende Dokumentation des Projektträgers zur Beschreibung der geplanten Projekttätigkeit, 

13. Monitoringplan: Teil der Projektdokumentation, der die Ausgestaltung der laufenden Dokumentation während des Projektverlaufs festlegt,

14. Monitoringbericht: Bericht des Projektträgers über die laufende Dokumentation der Projekttätigkeit nach Maßgabe des Monitoringplans,

15. Billigung: Umfasst die Anerkennung der späteren Erzeugung von Emissionsreduktionseinheiten oder zertifizierten Emissionsreduktionen sowie die Ermächtigung
 des Projektträgers, diese Projekttätigkeit durchzuführen,

16. Registrierung: Umfasst die Billigung und die Bestätigung des Validierungsberichts,

17. Validierungsbericht:
 Bericht der sachverständigen Stelle darüber, ob ein Projekt die im Einzelfall relevanten Kriterien des Anhangs dieses Gesetzes erfüllt, 

18. Verifizierungsbericht: Bericht der sachverständigen Stelle darüber, ob und in welchem Umfang die im Monitoringbericht angegebenen Emissionsminderungen aus der registrierten Projekttätigkeit im Prüfungszeitraum tatsächlich eingetreten sind,

19. Zertifizierung: Versicherung der sachverständigen Stelle, dass eine Projekttätigkeit im Prüfungszeitraum Emissionsminderungen in der verifizierten Höhe realisiert hat, 

20. Emissionsreduktionseinheit: Eine nach Artikel 6 des Kyoto-Protokolls und dem Beschluss 16/CP.7 der Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkommens ausgestellte Einheit, die zur Emission von einer Tonne Kohlendioxidaquivalent in einem bestimmten Zeitraum berechtigt, 

21. zertifizierte Emissionsreduktion: Eine nach Artikel 12 des Kyoto-Protokolls und dem Beschluss 17/CP.7 der Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkommens ausgestellte Einheit, die zur Emission von einer Tonne Kohlendioxidaquivalent in einem bestimmten Zeitraum berechtigt

22. Verwaltungsrat: supranationales Organ, das im Rahmen des Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung insbesondere für die Registrierung von Projekttätigkeiten sowie die Bestätigung des Verifizierungsberichts und der Zertifizierung zuständig ist.

Teil 2

Gemeinsame Projektumsetzung

Abschnitt 1

Projekttätigkeiten außerhalb des Bundesgebiets

§ 4
Billigung

(1) Die Billigung im Rahmen der Gemeinsamen Projektumsetzung außerhalb des Bundesgebiets erfolgt durch die zuständige Behörde, wenn die Projektdokumentation und der Validierungsbericht ergeben, dass die Voraussetzungen von Nr. 1 bis 7 des Anhangs dieses Gesetzes vorliegen. [Satz 1 gilt nicht, wenn die Voraussetzung von Nr. 11 des Anhangs dieses Gesetzes nicht erfüllt ist.
] Eine Billigung gemäß Satz 1 darf nicht erteilt werden, wenn sich aus dem Verzeichnis über den Teilnahmestatus der Vertragsstaaten des Kyoto-Protokolls, das von dem gemäß Artikel 8 des Übereinkommens eingesetzten Sekretariat geführt wird, ergibt, dass der Investorstaat oder der Gastgeberstaat die Teilnahmevoraussetzungen des § 21 der Anlage D des Beschlusses 16/CP.7 der Vertragsstaatenkonferenz nicht erfüllt.

(2) Die Billigung erfolgt auf schriftlichen Antrag des Projektträgers bei der zuständigen Behörde. Dem Antrag gemäß Satz 1 hat der Projektträger folgende Dokumente beizufügen:

1. die Projektdokumentation
,

2. den Validierungsbericht [und

3. die gemäß Nr. 11 des Anhangs dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise].

Die zuständige Behörde hat dem Projektträger den Eingang des Antrags und der beigefügten Unterlagen unverzüglich schriftlich zu bestätigen. Sie teilt dem Projektträger nach Eingang des Antrags unverzüglich mit, welche zusätzlichen Unterlagen sie zur Beurteilung der Voraussetzungen des Absatzes 1 benötigt.

(3) Hat die zuständige Behörde nicht innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags und der nach Absatz 2 Satz 2 und 4 erforderlichen Unterlagen  abschließend über den Antrag entschieden, gilt die Billigung gemäß Absatz 1 als erteilt. 

(4) Die zuständige Behörde kann den Projektträger auf Antrag über die Erfolgsaussichten einer Billigung seines Projektes informieren. Diese Information erfolgt vorbehaltlich der Billigung aufgrund des Billigungsverfahrens nach Absatz 1 und 2 und beinhaltet insbesondere keine Zusicherung einer Billigung gemäß Absatz 1.
,

§ 5
Überprüfung der Verifizierung

Die zuständige Behörde soll, soweit nach Bekanntgabe des Verifizierungsberichts begründete Zweifel an der Richtigkeit und Vollständigkeit des Verifizierungsberichts bestehen, die durch den Projektträger nicht ausgeräumt werden können, unverzüglich ein Überprüfungsgesuch bei der zuständigen Behörde des Gaststaates einreichen.

Abschnitt 2

Projekttätigkeiten im Bundesgebiet

§ 6
Registrierung 

(1) Die Registrierung im Rahmen einer Gemeinsamen Projektumsetzung im Bundesgebiet erfolgt durch die zuständige Behörde, wenn die Projektdokumentation und der Validierungsbericht ergeben, dass die Voraussetzungen von Nr. 1 bis 7 des Anhangs dieses Gesetzes vorliegen. [Satz 1 gilt nicht, wenn die Voraussetzungen von Nr. 11 und 12 des Anhangs dieses Gesetzes nicht erfüllt sind.] § 4 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(2) Die Registrierung erfolgt auf schriftlichen Antrag des Projektträgers bei der zuständigen Behörde. Dem Antrag gemäß Satz 1 hat der Projektträger folgende Dokumente beizufügen:

1. die Projektdokumentation,

2. der Validierungsbericht, der die Billigung durch den Investorstaat enthält[,  und

3. die gemäß Nr. 11 des Anhangs dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise].

§ 4 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(3) Die Registrierung gemäß Absatz 1 lässt die Erfordernisse anderer Rechtsvorschriften unberührt, insbesondere die der Genehmigung, Erlaubnis oder Bewilligung der Errichtung von Anlagen, Bauwerken oder anderer Einrichtungen sowie deren Betrieb. 

(4) Die zuständige Behörde kann den Projektträger auf Antrag über die Erfolgsaussichten einer Registrierung seines Projektes informieren. Diese Information erfolgt vorbehaltlich der Registrierung aufgrund des Registrierungsverfahrens nach Absatz 1 und 2  und beinhaltet insbesondere keine Zusicherung einer Registrierung gemäß Absatz 1. 

§ 7
Bestätigung des Verifizierungsberichts und der Zertifizierung

(1) Die Bestätigung des Verifizierungsberichts und der Zertifizierung erfolgt unverzüglich durch die zuständige Behörde, wenn 

1. der Monitoringbericht den Vorgaben des validierten Monitoringplans entspricht,

2. der Verifizierungsbericht sach- und fachgerecht erstellt wurde, insbesondere Doppelbegünstigungen von Emissionsminderungen oder auf Grund öffentlicher Förderung ausschließt,

3. die Zertifizierung vorliegt und dem Ergebnis des Verifizierungsberichts entspricht.

Macht der Investorstaat begründete Zweifel an der Richtigkeit und Vollständigkeit des Verifizierungsberichts geltend, hat die zuständige Behörde diese bei der Entscheidung über die Bestätigung des Verifizierungsberichts zu berücksichtigen.

(2) Die Bestätigung erfolgt auf schriftlichen Antrag des Projektträgers bei der zuständigen Behörde. Dem Antrag gemäß Satz 1 hat der Projektträger folgende Dokumente beizufügen:

1. der Monitoringbericht, 

2. der Verifizierungsbericht sowie 

3. die Zertifizierung.

Der Projektträger ist verpflichtet im Monitoringbericht nur richtige und vollständige Angaben zu machen.

(3) Der Antragsteller kann eine verwaltungsgerichtliche Klage erheben, wenn die zuständige Behörde über seinen Antrag nicht innerhalb eines Monats ab Eingang des vollständigen und prüffähigen Antrags entschieden hat.
 

(4) Die zuständige Behörde beantragt unverzüglich nach der Bestätigung des Verifizierungsberichts und der Zertifizierung beim Registerführer im Sinne des Artikel 2 Buchstabe q der [Verordnung (EG) Nr. …/2004 der Kommission vom xx/xx/2004 über ein standardisiertes und sicheres Registrierungssystem gemäß der Richtlinie 2003/87/EG sowie der Entscheidung 280/2004/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (Registerverordnung)] die Anzahl von Emissionsreduktionseinheiten, die der zertifizierten Menge an Emissionsminderungen in Tonnen Kohlendioxidäquivalent entspricht, auf das vom Projektträger benannte Konto zu übertragen.

Abschnitt 3
Sachverständige Stellen

§ 8 
Sachverständige Stellen
,

(1) Die Validierung, Verifizierung und Zertifizierung werden von sachverständigen Stellen, die durch den Verwaltungsrat oder den Überwachungsausschuss akkreditiert und bekannt gegeben worden sind, vorgenommen. Die sachverständigen Stellen werden vom Projektträger beauftragt. Sie sind verpflichtet, die Angaben der Projektträger auf Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen sowie im Validierungs- und Verifizierungsbericht nur richtige und vollständige Angaben zu machen.

(2) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit wird im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit die Voraussetzungen und das Verfahren der Validierung, Verifizierung und Zertifizierung entsprechend dem Anhang E des Beschlusses 16/CP.7 und der Anhänge E, G und I des Beschlusses 17/CP.7 der Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkommens durch Rechtsverordnung regeln. Für Projekttätigkeiten im Bereich Gemeinsamer Projektumsetzung, die Kleinprojekten entsprechen, sollen vereinfachte Regelungen vorgesehen werden. 
Teil 3

Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung

§ 9
Billigung 

(1) Die Billigung im Rahmen des Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung erfolgt durch die zuständige Behörde, wenn die Projektdokumentation und der Validierungsbericht ergeben, dass die Voraussetzungen von Nr. 1 bis 6 und 8 bis 10 des Anhangs dieses Gesetzes vorliegen. [Satz 1 gilt nicht, wenn die Voraussetzung von Nr. 11 des Anhangs dieses Gesetzes nicht erfüllt ist.] § 4 Abs. 1 Satz 3 gilt unter Zugrundelegung der Teilnahmevoraussetzungen des § 31 der Anlage F des Beschlusses 17/CP.7 der Vertragsstaatenkonferenz entsprechend. 

(2) Die Billigung erfolgt auf schriftlichen Antrag des Projektträgers bei der zuständigen Behörde. Dem Antrag gemäß Satz 1 hat der Projektträger folgende Dokumente beizufügen:

1. die Projektdokumentation,

2. den Validierungsbericht [und

3. die gemäß Nr. 11 des Anhangs dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise].

§ 4 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(3) Hat die zuständige Behörde nicht innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags und der nach Absatz 2 Satz 3 [in Verbindung mit § 4 Abs. 2 Satz 4] erforderlichen Unterlagen abschließend über den Antrag entschieden, gilt die Billigung gemäß Absatz 1 als erteilt. 

(4) Die zuständige Behörde kann den Projektträger auf Antrag über die Erfolgsaussichten einer Billigung seines Projektes informieren. Diese Information erfolgt vorbehaltlich der Billigung aufgrund des Billigungsverfahrens nach Absatz 1 und 2  und beinhaltet insbesondere keine Zusicherung einer Billigung gemäß Absatz 1. 

§ 10
Überprüfungsgesuch

(1) Die zuständige Behörde kann, soweit begründete Zweifel am Vorliegen der Validierungsvoraussetzungen bestehen, enstprechend § 41 der Anlage G des Beschlusses 17/CP.7 der Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkommens ein Überprüfungsgesuch beim Verwaltungsrat einreichen. 

(2) Die zuständige Behörde soll, soweit der Verdacht besteht, dass die Verifizierung und Zertifizierung auf strafbarem, rechtswidrigem oder fachlich inkompetentem Verhalten der sachverständigen Stelle beruht, enstprechend § 65 der Anlage J des Beschlusses 17/CP.7 der Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkommens ein Überprüfungsgesuch beim Verwaltungsrat einreichen. 

Teil 4

Gemeinsame Vorschriften

§ 11
Zuständige Behörde 

Zuständige Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist [die Behörde nach § 20 Abs. 1 Satz 2 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes].

§ 12 
Mengenbegrenzung
(1) Die zuständige Behörde
 hat der Bundesregierung erstmals zum 31. Dezember 2006 und danach jährlich über die Anzahl der tatsächlichen und für den folgenden Berichtszeitraum prognostizierten Registrierungen im Sinne des § 6 dieses Gesetzes zu berichten. 

(2) Ist nach dem Bericht der zuständigen Behörde gemäß Absatz 1 eine Gefährung der Erfüllung der Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland aus Artikel 3 des Kyoto-Protokolls zu besorgen, kann die Bundesregierung eine Begrenzung der Menge von Emissionsreduktionseinheiten, die durch Projekttätigkeiten im Bundesgebiet erzeugt werden, beschließen. Die Bundesregierung legt zugleich den Umfang dieser Mengenbegrenzung fest. 

(3) Wenn die Bundesregierung gemäß Absatz 2 die Einführung einer Mengenbegrenzung beschlossen hat, bedarf die Registrierung gemäß § 6 Abs. 1 einer Vorregistrierung. Die Vorregistrierung einer Projekttätigkeit im Rahmen einer Gemeinsamen Projektumsetzung im Bundesgebiet erfolgt durch die zuständige Behörde.

(4) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Voraussetzungen und das Verfahren der Vorregistrierung gemäß Satz 1 zu regeln, um die Einhaltung der von der Bundesregierung gemäß Absatz 2 beschlossenen Mengenbegrenzung zu gewährleisten. Dabei ist sicherzustellen, dass nur Projekttätigkeiten vorregistriert werden, die innerhalb von zwei Jahren Aussicht auf Registrierung im Sinne des § 6 Abs. 1 haben. Projekttätigkeiten, die die Voraussetzungen von Nr. 13 und 14 des Anhangs dieses Gesetzes erfüllen, sollen bei der Vorregistrierung bevorzugt berücksichtigt werden.

§ 13
Rechtsverordnungen

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit wird im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit  unter Beachtung der Beschlüsse 16/CP.7 und 17/CP.7 der Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkommens durch Rechtsverordnung regeln, welche Voraussetzungen an das Vorliegen der einzelnen Kriterien des Anhangs dieses Gesetzes zu stellen sind. Für Kleinprojekte sollen vereinfachte Regelungen vorgesehen werden; dies gilt auch für entsprechende Projekttätigkeiten im Bereich Gemeinsamer Projektumsetzung. 

§ 14
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder grob fahrlässig entgegen der Verpflichtung gemäß § 7 Abs. 2 im Monitoringbericht Angaben nicht richtig oder nicht vollständig macht.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder grob fahrlässig entgegen der Verpflichtung gemäß § 8 Abs. 1 Satz 3

1. bei der Erstellung des Validierungsberichtes oder

2. bei der Erstellung des Verifizierungsberichtes 

Angaben nicht richtig oder nicht vollständig macht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann 

1. in den Fällen des Absatz 1 und des Absatz 2 Nr. 1 mit einer Geldbuße von … bis zu … Euro und 

2. in den Fällen des Absatz 2 Nr. 2 mit einer Geldbuße von … bis zu … Euro [hier höherer Betrag als bei Nr. 1]

geahndet werden.

Teil 5

Übergangsvorschrift

§ 15 
Übergangsvorschrift

Anträge der zuständigen Behörde gemäß  § 7 Abs. 4 können erst ab dem 1. Januar 2008 gestellt werden.

A n h a n g  

Billigungs- und Registrierungsvoraussetzungen 

(zu § 4 Abs. 1, § 6 Abs. 1 und § 9 Abs. 1)

A. Allgemeines

1. Die Projekttätigkeit muss zu einer zusätzlichen Emissionsminderung führen.
 Zusätzlich ist eine Emissionsminderung, wenn sich eine positive Differenz zwischen den festgelegten Referenzfallemissionen und den prognostizierten Projektemissionen ergibt. 

2. Die Projekttätigkeit darf nicht zu einer Doppelbegünstigung auf Grund einer öffentlicher Förderung führen.
 

3. Die Projekttätigkeit darf nicht der unmittelbaren oder mittelbaren
 Verminderung oder Begrenzung der Treibhausgasemissionen aus einer Anlage, die der Richtlinie 2003/87/EG unterliegt, dienen.

4. Projekte zur Erzeugung von Elektrizität aus Wasserkraft mit einer Erzeugungskapazität von über 20 MW können nur Gegenstand der Projekttätigkeit sein, wenn sie die internationalen Kriterien und Leitlinien der Weltkommission für Staudämme, einschließlich derjenigen des Abschlussberichts 2000 "Staudämme und Entwicklung: ein neuer Rahmen zur Entscheidungsfindung", einhalten.

5. Gegenstand der Projekttätigkeit sind keine Nuklearanlagen.

6. Gegenstand der Projekttätigkeit sind bis 1. Januar 2008 keine Projekte aus den Bereichen Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft.

B. Gemeinsame Projektumsetzung

7. Der festgelegte Referenzfall muss bei Projekttätigkeiten in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union mindestens den gemeinschaftlichen Besitzstand ungeachtet der Ausnahmevorschriften in den Beitrittsverträgen gewährleisten.

C. Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung

8. Die Projekttätigkeit muss die nachhaltige Entwicklung des Gastgeberstaates in ökonomischer, sozialer und ökologischer Hinsicht unterstützen. [Der Bewertung sind die von der Kommission für Nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen in ihrem Bericht von 2001 „Indicators of Sustainable Guidelines and Methodologies“
 aufgestellten allgemeinen Nachhaltigkeitsindikatoren zugrunde zu legen.]

9. Die Projekttätigkeit muss zu realen, messbaren und langfristigen Vorteilen in Bezug auf die Abschwächung der Klimaänderungen führen.

10. Die Finanzierung der Projekttätigkeit darf nicht zur unmittelbaren oder mittelbaren Kürzung oder Umwidmung von Entwicklungshilfemitteln führen.

D. Zusätzliche nationale Kriterien

11. [Zuverlässigkeit des Projektträgers.]

12. Bereitschaft des Investorstaates entsprechend dem Grundsatz der Reziprozität Projekttätigkeiten auf seinem Staatsgebiet zuzulassen.

E. Zielsetzungen

13. Nutzung neuartiger, mindestens dem Stand der Technik entsprechender, umweltfreundlicher Technologien im Rahmen der Projekttätigkeit.

14. Schaffung oder Erhalt von Arbeitsplätzen durch die Projekttätigkeit.

Artikel 2

Änderung des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes

Das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz vom 8. Juli 2004 (BGBl. I S. 1578), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Futtermittelgesetzes und des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1756), wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 1 a wird neu eingefügt:

„Der Verantwortliche kann in der ersten Zuteilungsperiode die Abgabepflicht nach Absatz 1 auch durch die Abgabe von zertifizierten Emissionsreduktionen erfüllen.“

2. § 6 Abs. 1 b wird neu eingefügt:

„In der zweiten und den darauffolgenden Zuteilungsperioden kann der Verantwortliche die Abgabepflicht nach Absatz 1 auch durch die Abgabe von Emissionsreduktionseinheiten oder zertifizierten Emissionsreduktionen bis zu der im jeweiligen Zuteilungsgesetz festzulegenden Höchstgrenze erfüllen.“

3. § 6 Abs. 1 c wird neu eingefügt:

„Die Abgabepflicht nach Absatz 1 kann nicht durch die Abgabe von Emissionsreduktionseinheiten oder zertifizierten Emissionsreduktionen erfüllt werden, die aus Nuklearanlagen oder Projekttätigkeiten stammen, an denen keine Anlage I-Vertragspartei im Sinne des § 3 Nr. 7 des [Projektbezogene Mechanismen-Gesetz (BGBl. I. S. […])] teilgenommen hat. Die Abgabepflicht nach Absatz 1 kann bis 1. Januar 2008 auch nicht durch die Abgabe von Emissionsreduktionseinheiten oder zertifizierten Emissionsreduktionen erfüllt werden, die aus den Bereichen Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft stammen.“

4. § 13 Abs. 2 wird gestrichen. § 13 Abs. 3 wird § 13 Abs. 2.

5. In § 14 Abs. 1 Satz 2 wird nach dem Wort „Berechtigungen“ ein Komma und die Worte „Emissionsreduktionseinheiten und zertifizierten Emissionsreduktionen“ eingefügt.

6. In § 14 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Berechtigungen“ die Worte „sowie der Besitz, die Übertragung und die Überführung von Emissionsreduktionseinheiten und zertifizierten Emissionsreduktionen in Berechtigungen“ eingefügt.

7. In § 14 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Berechtigungen“ die Worte „sowie der Besitz und die Übertragung von Emissionsreduktionseinheiten und zertifizierten Emissionsreduktionen“ eingefügt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

� 	Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2004/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft im Sinne der projektbezogenen Mechanismen des Kyoto-Protokolls (ABl. EU Nr. L 338 S. 18).


� 	Dieses Gesetz dient voraussichtlich nur insofern dem weltweiten Klimaschutz als es die Erfüllung der Verpflichtung gemäß Artikel 3 des Kyoto-Protokolls erleichtert. Darüber hinaus gehende Projekttätigkeiten im Rahmen von projektbezogenen Mechanismen, die zu einen zusätzlichem Umweltnutzen führen, werden nicht erwartet.


� 	Bezogen auf den Begriff des Staatsgebiets stellen sich die Probleme, dass die territoriale Zugehörigkeit in einzelnen Fällen streitig sein könnte sowie Projekte auf hoher See nicht erfasst würden.


� 	Da an verschiedenen Stellen Verweise auf die Beschlüsse der Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkommens (insb. Marrakesh Accords) vorgesehen sind, ist eine Übersetzung dieser Beschlüsse sowie deren Veröffentlichung notwendig (vgl. Handbuch der Rechtsförmlichkeiten, Rn. 206, 233) 


� 	Die Annex I-Staaten sind gemäß Artikel 6 Absatz 3 und Artikel 12 Absatz 9 des Kyoto-Protokolls berechtigt, Rechtsträger bzw. private und/oder öffentliche Enrichtungen zu ermächtigen, projektbezogene Mechanismen durchzuführen. Die Ermächtigung eines Projektträgers zur Durchführung projektbezogener Mechanismen erfolgt nach der Entscheidung des Verwaltungsrates (EB 16 Report Annex 6 Seite 1) nicht generell, sondern immer projektbezogen. Daher umfasst die Billigung eines Projekts gleichzeitig die Ermächtigung des privaten Projektträgers. Die diesbezüglichen Kriterien finden sich in Nr. 11 und 12 des Anhangs dieses Gesetzes.


� 	Folgende Fassungen wären alternativ möglich:


„15. Billigung: Umfasst die Anerkennung von Emissionsreduktionseinheiten oder zertifizierten Emissionsreduktionen, die durch eine später verifizierte Projekttätigkeit erzeugt werden, sowie …,“


oder


„15. Billigung: Umfasst die Anerkennung einer validierten Projekttätigkeit zur Erzeugnung von Emissionsreduktionseinheiten oder zertifizierten Emissionsreduktionen sowie …,“


Nachteil beider – besser lesbaren – Alternativfassungen ist, dass sie einen falschen Bezugspunkt haben (Emissionsreduktionseinheiten oder Projekttätigkeit anstatt Erzeugung von Emissionsreduktionseinheiten). 


� Ein Alternativvorschlag lautet:


„16. Registrierung: Umfasst die Billigung und die Eintragung der Projekttätigkeit in ein nationales Verzeichnis,“


Hintergrund der Textalternative ist eine unterschiedliche Bewertung des beschriebenen Vorgangs: Der derzeitigen Fassung liegt die Vorstellung zugrunde, dass sich der eigentliche Registrierungsakt, der über die Billigung hinausgeht, in der Bestätigung des Validierungsberichts erschöpft. Dafür spricht die entsprechende Handhabung durch den Verwaltungsrat und die Tatsache, dass die förmliche Eintragung in ein Register keinen Gewinn bringt, da die zuständige Behörde ohnehin die relevanten Daten bereithalten muss. Der Alternativfassung liegt die Vorstellung zugrunde, dass die Registrierung bereits von der Bezeichnung her mit der Eintragung in ein Verzeichnis enden müsse. Ein Kompromiss wäre, die derzeitige Fassung beizubehalten und für Registrierungen einen anderen Begriff zu wählen. 


� 	Gilt für Nr. 17 und 18: Alternativ könnten auch die Begriffe Validierung und Verifizierung definiert werden, die jedoch nur in § 8 Absatz 1 vorkommen. Vorliegend wurde jedoch auf die Berichte, die den Abschluss der Validierung und Verifizierung bilden, abgestellt, da diese die Anknüpfungspunkte für staatliches Handeln sind.


� 	Gilt für §§ 4, 6 und 9: Gemäß Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 prüft die zuständige Behörde, ob die Voraussetzungen von Nr. 1 bis 7/10 des Anhangs dieses Gesetzes, die entweder internationalen oder gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben entsprechen, erfüllt sind. Gemäß Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 prüft die zuständige Behörde das Vorliegen der Voraussetzungen von Nr. 11/12 des Anhangs dieses Gesetzes, die nationalen Ursprungs sind. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen muss deshalb nicht aus der Projektdokumentation oder dem Validierungsbericht hervorgehen, sondern ist auf anderem Wege (z.B. Nachweise durch den Projektträger, vgl. § 8 Abs. 2 Nr. 3) zu prüfen. 


� Gilt für § 4, 6 und 9: An dieser Stelle könnte Folgendes als Satz 2 eingefügt werden:


„Die zuständige Behörde kann die Billigung gemäß Satz 1 ablehnen, wenn die Voraussetzungen von Nr. 11/12 des Anhangs dieses Gesetzes nicht vorliegen.“


Aufgrund des Grundsatzes der Selbstbindung der Verwaltung bei der Ermessenausübung müsste die zuständige Behörde die Erfüllung dieser Kriterien entweder nie (dann ist die Regelung wirkungslos) oder immer verlangen (dann hat sie faktisch die Wirkung einer gebundenen Entscheidung). Dies hätte zur Folge, dass diese Kriterien für die Billigung zwingend wären. Problematisch wäre dies beispielsweise bei Projekten, die diese Kriterien aufgrund ihrer technischen Ausgestaltung von vornherein nicht erfüllen können (z.B. Betrieb einer Windkraftanlage anstelle eines Heizkraftwerks, wodurch tendentiell Arbeitsplätze abgeschaffen werden). Im Rahmen des gemäß § 12 vorgesehenen Vorregistrierungssystems ist die Berücksichtigung dieser Kriterien jedoch zu empfehlen, da sie eine Anreizwirkung entfalten.


� Am Ende dieses Absatzes könnte eine Verordnungs- oder Behördenermächtigung vorgesehen werden, um die inhaltlichen und formalen Anforderungen an die Projektdokumentation auszugestalten. Davon wurde bisher abgesehen, da sich aus den Anforderungen der §§ 4, 6 und 9 jeweils ergibt, welche Voraussetzungen anhand der Projektdokumentation abprüfbar sein müssen. Auf eine formale Vereinheitlichung kann von der zuständigen Behörde zudem auch ohne gesetzliche Anordnung hingewirkt werden.


� An dieser Stelle könnte die Absichtserklärung (Letter of Endorsement) wie folgt geregelt werden: „Die zuständige Behörde kann dem Projektträger gegenüber auf Antrag schriftlich erklären, dass sie das Projekt grundsätzlich befürwortet. Diese Absichtserklärung beinhaltet keine Zusicherung einer Billigung“. Für eine Regelung spricht, dass der Letter of Endorsement gängige Praxis ist; gegen eine Regelung spricht, dass die Abgabe einer Absichtserklärung bereits nach allgemeinen Verwaltungsverfahrensgrundsätzen zulässig ist.


� Absatz 4 regelt das vom BMU praktizierte Kurz-Check-Verfahren. Dieses endet mit einer schriftlichen Erklärung der Behörde, die jedoch keine Zusicherung der späteren Billigung enthält. Eine gesetzliche Regelung empfiehlt sich, um einer Umdeutung (z.B. durch die Verwaltungsgerichte) der schriftlichen Erklärung der Behörde in eine Zusicherung vorzubeugen.


� vgl. Fußnoten 12 und 13.


� Für eine gegenüber § 75 VwGO verkürtzte Frist spricht, dass vergleichbar den Entscheidungsabläufen beim Verwaltungsrat (15-Tagesfrist) eine Verfahrensbeschleunigung erreicht werden soll. Gegen eine Fristsetzung spricht, dass in unproblematischen Fällen die Anträge ohnehin innerhalb weniger Wochen bearbeitet werden können und es deshalb keiner Fristsetzung bedarf. In problematischen Fällen hingegen wird die Frist nicht ausreichen. 


� In § 8 könnte zusätzlich ein Haftungstatbestand normiert werden, wonach die sachverständigen Stellen der Bundesrepublik Deutschland gegenüber haften, wenn dieser durch unsachgemäße Arbeit der sachverständigen Stellen Schäden entstehen. In der Regel haftet jedoch der Projektträger der Bundesrepublik Deutschland, wenn die Bestätigung (§ 8) gemäß § 48 VwVfG aufgehoben wurde. Der einzige relevante Haftungsfall wäre, dass der Projektträger wegen Insolvenz nicht in der Lage ist, die unrechtmäßigerweise an ihn ausgegebenen Zertifikate zurückzugeben oder Ersatz zu beschaffen. In diesem Fall wäre die Bundesrepublik jedoch zumindest anteilig an den Ansprüchen des Projektträgers gegen die sachverständige Stelle beteiligt. 


� Die Einführung einer obligatorischen (ggf. nur projektbezogenen) Haftpflichtversicherung der sachverständigen Stellen wäre erwägenswert.


� Vgl. Fußnoten 12 und 13.


� Eine Kostenregelung ist aufgrund der derzeitigen Schwierigkeiten i.V. mit der Kostenerhebung bei der Zuteilung im Rahmen des Emissionshandels erst einmal ausgeklammert geblieben.


� Die zuständige Behörde ist im Rahmen des Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung als Designated National Authority (DNA) anzugeben.


� Die Berichtspflicht könnte auch dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auferlegt werden.


� Die Rechtsverordnung kann bereits vor einem Beschluss der Bundesregierung gemäß Absatz 2 erlassen werden, damit das Vorregistrierungssystem sofort einsetzen kann, sobald die Bundesregierung eine bestimmte Höchstmenge festgelegt hat. Die Rechtsverordnung enthält deshalb selber keine bestimmte Höchstgrenze.


� Grundsätzlich wurden Rechtsverordnungsermächtigungen immer an den jeweiligen Tatbestand geknüpft. Die Rechtsverordnungsermächtigung in § 13 dient jedoch der Ausgestaltung der im Anhang zu diesem Gesetz genannten Voraussetzungen und konnte aber nicht dort aufgenommen werden. Alternativ könnte die Rechtsverordnungsermächtigung in den Absätzen 1 der §§ 4, 6 und 9 aufgenommen werden. Dies würde jedoch dazu führen, dass anstatt § 13 mehrere (mindestens drei) Einzelermächtigungen geschaffen werden müssten.


� Emissionsreduktionseinheiten könnten erst ab dem 1. Januar 2008 ausgegeben werden, da die Anlage I-Vertragsstaaten zuvor selbst noch nicht über die Einheiten, der ihnen zugeteilten Emissionsmenge (AAU), verfügen können. Eine Bestätigung des Verifizierungsberichts und der Zertifizierung gemäß § 8 Absatz 1 ist hingegen schon möglich. Die Ausgabe (Vollzug der Bestätigung) kann in der Übergangszeit jedoch nicht erfolgen.


� An dieser Stelle könnte Folgendes als Satz 2 eingefügt werden: 


„Zusätzlich ist eine Emissionsminderung insoweit, als sie diejenige Menge an Emissionen unterschreitet, die ohne die Durchführung der registrierten Projekttätigkeit zu erwarten gewesen wäre“.  


Diese Formulierung definiert Zusätzlichkeit zutreffenderweise aus einer ex post-Perspektive. Dennoch wurde Sie nicht übernommen, da der zuständigen Behörde bei der Billigung/ Registrierung nur eine ex ante-Betrachtung möglich ist, da sie zu diesem Zeitpunkt die tatsächliche, in der Zukunft entstehenden Emissionsminderung noch nicht bestimmen kann; diese ist zu diesem Zeitpunkt nur prognostizierbar. 


� Nr. 2 korrespondiert mit § 7 Absatz 1 Nr. 2, der ebenfalls dem Ausschluss einer Doppelbegünstigung auf Grund einer öffentlicher Förderung (Mitnahmeeffekte) dient. Er beschreibt das Erfordernis der finanziellen Zusätzlichkeit. 


� Artikel 11 b Absatz 4 der RL 2003/87/EG n. F. sieht vor, dass für mittelbare Emissionsminderungen bis zum 31. Dezember 2012 Emissionsreduktionseinheiten und zertifizierte Emissionsreduktionen nur dann ausgestellt werden können, wenn Zertifikate in gleicher Anzahl aus dem nationalen Register gelöscht werden. Diese im Ermessen der Mitgliedstaaten stehende Regelung wird nicht umgesetzt, da hierfür entsprechende Zertifikate (AAU) gelöscht werden müssten. Eine mittelbare Emissionsminderung könnte aber auch ermöglicht werden. Voraussetzung hierfür ist, dass dadurch keine zusätzlichen Zertifikate erzeugt werden, also keine Doppelzählung entsteht. Dies könnte dadurch sichergestellt werden, dass eine privatrechtliche Vereinbarung zwischen Anlagenbetreiber und Projektträger gefordert wird, wonach der Anlagenbetreiber auf Berechtigungen oder der Projektträger auf Emissionsreduktionseinheiten oder zertifizierte Emissionsreduktionen verzichtet.


� Dieses Kriterium ist gemäß Artikel 11 b Absatz 3 und 4 der RL 2003/87/EG n. F. sowohl für den Bereich der Gemeinsamen Projektumsetzung als auch für den Mechanismus für umweltgerechte Entwicklung vorgesehen, wenngleich der Hauptanwendungsfall der Regelung in ersterem Bereich liegen wird. 


� Artikel 11 b Absatz 6 der RL 2003/87/EG n. F. fordert, dass „die einschlägigen internationalen Kriterien und Leitlinien, einschließlich der des Abschlussberichts 2000 ‚Staudämme und Entwicklung: ein neuer Rahmen zur Entscheidungsfindung’ der Weltkommission für Staudämme, während der Entwicklung dieser Projektmaßnahmen eingehalten werden“.  Als internationale Kriterien und Leitlinien kommen im Wesentlichen die internationalen Grundsätze der Weltkommission für Staudämme sowie die Kriterien der Weltbank und der OECD in Betracht. Für die Umsetzung des Artikel 11 b Absatz 6 der Richtlinie wird bisher nur die Einhaltung der Standards der Weltkommission für Staudämmer (WCD) gefordert, da sie die strengsten Anforderungen stellen. Die weniger strengen Standards der Weltbank und der OECD wurden nicht mit aufgenommen, damit die strengeren Kriterien der WCD beachtet werden. 


� Titel müsste wie der gesamte Bericht ins Deutsche übersetzt und veröffentlicht werden, vgl. Fußnote 3.


� Entspricht allgemeiner völkerrechtlicher Praxis bei der Anwendung mehrseitigen Verträgen.

















� Die Kriterien dieses Teils des Anhangs müssen nicht – wie die anderen Kriterien – unbedingt erfüllt werden (vgl. Ermessensregelung in § 4 Abs. 1 Satz 2 und entsprechend in § 6 und § 9). Die Verweigerung der Billigung/Registrierung wird jedoch in der Regel ermessensfehlerhaft sein, da es sich bei den Kriterien um bloße Zielsetzungen handelt, die mit der Projekttätigkeit in keinem engen Zusammenhang stehen. Qualität gewinnen diese Kriterien jedoch im Zusammenhang mit einer Bevorzugung derjenigen Projekttätigkeiten bei der Vorregistrierung, die diese Kriterien erfüllen. In diesem Zusammenhang gewinnen die Kriterien eine Anreizwirkung (vgl. dazu § 12 Abs. 4 Satz 3). Es wäre deshalb erwägenswert § 4 Abs. 1 Satz 2, § 6 Abs. 1 Satz 2 und § 9 Abs. 1 Satz 2 zu streichen.


� Im Januar 2005 erfolgt eine erneute Änderung des TEHG.


� Ein Ausschluss der Nutzbarkeit von Emissionsreduktionseinheiten und zertifizierten Emissionsreduktionen aufgrund eines Verstoßes gegen die WCD-Standards ist derzeit nicht vorgesehen. Dieses Thema ist innerhalb der EU in Diskussion (vgl. Kurzbericht des Öko-Instituts über das Treffen der EU FlexMex Experts am 22. November 2004). 
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